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Sonstige Leistungen 

§ 58. (1) Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat unter Ausschluss jeglicher Diskriminierung 
Zugangsberechtigten zwecks Zuganges zur Schieneninfrastruktur über diesen Zugang hinaus folgende 
Leistungen als Mindestzugangspaket zur Verfügung zu stellen: 

 1. die Nutzung von Weichen und Abzweigungen; 

 2. die Zugsteuerung einschließlich der Signalisierung, Regelung, Abfertigung und der Übermittlung 
und Bereitstellung von Informationen über Zugbewegungen; 

 3. jene Leistungen der Kommunikations- und Informationssysteme, ohne die die Ausübung der 
Zugangsrechte durch Zugangsberechtigte aus rechtlichen, faktischen und wirtschaftlichen 
Gründen unmöglich ist. 

(2) Falls vertretbare Alternativen unter Marktbedingungen nicht vorhanden sind, haben 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen und Eisenbahnverkehrsunternehmen, letztere nach Maßgabe 
verfügbarer Kapazitäten und der Zumutbarkeit, unter Ausschluss jeglicher Diskriminierung den 
Zugangsberechtigten zwecks Zuganges zur Schieneninfrastruktur über diesen Zugang hinaus ihre 
folgenden Serviceleistungen zur Verfügung zu stellen: 

 1. die Mitbenützung ihrer Ausbildungseinrichtungen für Eisenbahnbedienstete, die für die 
Sicherheit des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf Eisenbahnen und des Verkehrs auf 
Eisenbahnen verantwortlich sind und deren Ausbildung für die Ausübung des Zugangsrechtes 
erforderlich ist; 

 2. die Mitbenützung von Personenbahnhöfen einschließlich zugehöriger Gebäude und 
Einrichtungen, von Güterterminals, von Häfen, von Verschubbahnhöfen, von 
Zugbildungseinrichtungen, von Abstellgleisen, von Wartungseinrichtungen und anderen 
technischen Einrichtungen; 

 3. die Nutzung von Versorgungseinrichtungen für Traktionsstrom und von Einrichtungen für die 
Brennstoffaufnahme. 

(3) Bietet ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen die im Folgenden aufgezählten Zusatzleistungen 
an und bietet ein Eisenbahnverkehrsunternehmen die Zusatzleistung Durchführung von Verschubbetrieb 
an, so sind diese Zusatzleistungen sämtlichen Zugangsberechtigten, die dies begehren, zwecks Zuganges 
zur Schieneninfrastruktur unter Ausschluss jeglicher Diskriminierung zur Verfügung zu stellen: 

 1. das Vorheizen von Personenzügen; 

 2. die Bereitstellung von Traktionsstrom und von Brennstoffen; 
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 3. die Durchführung von Verschubbetrieb sowie aller weiteren Leistungen, die in 
Personenbahnhöfen, Güterterminals, Verschubbahnhöfen, Zugbildungseinrichtungen, 
Abstelleinrichtungen und Wartungseinrichtungen erbracht werden; 

 4. der Abschluss kundenspezifischer Verträge über die Überwachung von Gefahrguttransporten und 
über die Unterstützung beim Betrieb ungewöhnlicher Züge. 

(4) Folgende Nebenleistungen kann das Eisenbahninfrastrukturunternehmen Zugangsberechtigten 
zwecks Zuganges zur Schieneninfrastruktur zur Verfügung stellen, ist hiezu aber nicht verpflichtet: 

 1. einen über Abs. 1 Z 3 hinausgehenden Zugang zum Telekommunikationsnetz; 

 2. Bereitstellung zusätzlicher Informationen; 

 3. die technische Inspektion rollenden Materials. 

(5) Ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat Zugangsberechtigten für den Zugang zur 
Schieneninfrastruktur die benötigten sonstigen Leistungen und ein Eisenbahnverkehrsunternehmen 
Zugangsberechtigten für den Zugang zur Schieneninfrastruktur die benötigten Serviceleistungen und die 
Zusatzleistung Durchführung von Verschubbetrieb transparent, angemessen, wirtschaftlich realistisch und 
ausreichend entbündelt anzubieten, sodass Zugangsberechtigte nicht für Leistungen zu zahlen brauchen, 
die sie für die Ausübung des Zugangsrechtes nicht benötigen. 

(6) Insoweit sonstige Leistungen zur Verfügung zu stellen sind, sind sie von dem jeweiligen 
Eisenbahnunternehmen auch dann zur Verfügung zu stellen, wenn es diese sonstigen Leistungen zwar 
nicht mehr selbst unmittelbar zur Verfügung stellen kann, aber mittelbar, etwa im Vertragsweg mit 
Dritten. 


